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Erster  Teil 

Grundlegung 

I. Vorbemerkungen 

1. Die Bedeutung und die Schwierigkeit 
der Sachverhaltsaufklärung 

Das Strafurteil  bildet die autoritative Entscheidung über einen histo-
rischen Sachverhalt1. Da jeder Rechtssatz an einen Sachverhalt anknüpft, 
bedarf  es, um eine wahre und gerechte Entscheidung zu treffen,  zuvor 
einer zuverlässigen Tatsachenermittlung2. Die Auff indung  des auf den 
ermittelten Tatsachen beruhenden Sachverhalts und damit die Beweis-
aufnahme bildet also den Kern jeden Strafprozesses.  Die Aufklärung 
des jeweils erheblichen Sachverhalts stellt das Gericht auch vor die um-
fangreichste und schwierigste Aufgabe, liegt doch der zu beurteilende 
Vorgang abgeschlossen in der Vergangenheit und muß sich der Richter 
für seine Forschungstätigkeit zumeist auf die Wahrnehmungen und Aus-
sagen dritter Personen stützen. Nur durch Beweis „festgestellte" Tat-
sachen darf  er seiner Urteilsbildung zugrunde legen. 

Das Beweisrecht ist in der Wissenschaft als Zentralproblem erkannt 
worden3. Auffallend  bleibt jedoch, in welchem Maße sie sich bei der Fest-
stellung des einschlägigen Rechtssatzes um die Erlangung und Wahrung 
von Rechtsstaatlichkeit bemüht, während der Bereich der Tatsachenfest-
stellung weithin vernachlässigt und dem richterlichen Ermessen über-
lassen bleibt4. Bei der Gleichwertigkeit von Rechtssatz und Sachverhalt 
muß jedoch auch die Sachverhaltsfeststellung zuverlässig und rechtmäßig 
erfolgen. Die Anstrengungen um Gerechtigkeit und Sicherheit im Recht-
lichen sind daher zur Halbheit verurteilt ohne die gleichen Bemühungen 
um Sicherheit und Gerechtigkeit im Tatsächlichen. 

Eine große Quelle der Unsicherheit im Rahmen der Vernehmung und 
Beweisaufnahme bleibt der „Vorhalt" aus Schriftstücken. 

1 RGSt 72, 339 (340). 
2 Zur Prozeßtheorie und -praxis unten S. 215 f. 
8 So auch Alsberg/Nüse,  Vorwor t zur 2. Auflage, S. X I , und Krause,  Ub, 

S. 2 f. 
4 Peters,  Lb, Vorwor t S. V - V I , stellt ein solches Bedauern seinem Lehrbuch 

voran. 
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Alsbergs K r i t i k 5 im Jahre 1930, daß über keine im Zusammenhang mit 
dem förmlichen Beweisrecht stehende Frage größere Verwirrung herr-
sche als über das „Wesen des Vorhalts" und seine klare Abgrenzung vom 
Urkundenbeweis, gi l t leider noch heute. Denn es gibt bis heute keine 
zusammenhängende Untersuchung über die Möglichkeit einer solchen 
Unterscheidung. Auch neuere Arbeiten6, die etwas Licht in diesen bisher 
recht stiefmütterlich behandelten7 Problemkreis getragen haben, lassen 
entscheidende Fragen in bezug auf das „heikle Kapitel"8 des Vorhalts 
aus den Akten unbeantwortet. 

Das Problem des Vorhalts stellt sich nicht nur für das heute geltende 
Strafprozeßrecht.  Auch bei einer etwaigen Neugestaltung der Hauptver-
handlung — etwa nach dem Vorbi ld des anglo-amerikanischen Verfah-
rens — w i rd die Bestimmung der Rechte und Pflichten der Vernehmen-
den, insbesondere des Vorsitzenden, das zentrale Problem sein9. 

2. Aufbau und Gedankenführung der Arbeit 

Wegen der Unklarheiten einerseits und der Gewichtigkeit des Pro-
blems für die Ziele des Strafverfahrens  andererseits soll daher der Ver-
such gemacht werden, einen Neuansatz für ein richtiges Verständnis zu 
entwickeln. 

Zuerst gi l t es deshalb, Inhalt, prozessuale Bedeutung und Zulässigkeit 
des Vorhalts aus dem Gesetz zu erschließen und darzulegen. Nach einer 
historischen und begrifflich-systematischen  Grundlegung im 1. Teil soll 
der 2. Teil den Inhalt und die prozessuale Bedeutung der Verlesungen 
nach den §§ 253, 254 StPO für die Frage des Vorhalts aufzeigen. Das Er-
gebnis muß dann an der grundsätzlichen Zulässigkeit frei  gestalteter bzw. 
formfreier  Vorhalte aus den Akten gemessen werden, die im 3. Teil un-
tersucht wird. Diese Untersuchung ermöglicht einen Vorschlag für die 
Strafprozeßreform. 

5 Beweisantrag, S. 211, vgl. auch Alsberg/Nüse,  3. Aufl., S. 285 f., und 
Krause,  Ub, S. 185. 

β F. W. Krause,  Zum Urkundenbeweis i m Strafprozeß,  Kieler Rechtswissen-
schaftliche Abhandlungen Nr. 8 (1966), besprochen von Sax , JZ 1967, 229 f. 
Holle  Eva  Lohr,  Der Grundsatz der Unmit te lbarkei t i m deutschen Strafpro-
zeßrecht, Strafrechtliche  Abhandlungen, Neue Folge, Bd. 8 (1972), besprochen 
von Koffka,  ZStW 84 (1972), 706 f. 

7 So auch Alsberg,  Beweisantrag, Vorwor t S. VI , und Sax, 229. 
8 Eb. Schmidt,  L k I, Rn. 442. 
9 Vgl. nur Herrmann,  Die Reform der deutschen Hauptverhandlung (1971), 

insb. S. 388, und gegen ihn Arzt,  MschKr im 55 (1972), 385; Koffka,  ZStW 86 
(1974), 117 (120). 
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3. Die Rolle von Vorhalten für die 
Sachverhaltsermittlung in der Hauptverhandlung 

„Vorhalte" aus den Akten sind Bestandteile10 der mündlichen Verneh-
mung zur Sache. 

Über den richterlichen Vorhalt „treten" die Akten bruchstückhaft  in 
die Hauptverhandlung: „Herr Α., Sie sind am Tage der Tatbegehung 
erst dann und dann nach Hause gekommen!?" — „Herr Z., vor der Polizei 
haben sie aber noch bekundet, daß Sie den Angeklagten schon da und da 
gesehen haben!" 

Derartige Beispiele richterlicher Vernehmungen kommen in fast je-
dem Strafprozeß vor. Vorhalte sind heute unerläßliches Instrument fast 
einer jeden Hauptverhandlung11. Sie sind ein Mi t te l der Vernehmung 
zur Sache, sind aber zu einer solchen Selbstverständlichkeit geworden, 
daß sie kaum noch als ein besonderes Vernehmungsmittel bemerkt wer-
den12. Als „die" A r t zu vernehmen, beherrschen sie den Verhandlungsstil, 
so daß die Vorhalte und ihre Bestätigungen vielfach mi t der Verneh-
mung zur Sache gleichgesetzt werden13. 

Vorhalte erfolgen in allen denkbaren Variationen und Schattierun-
gen. In ihrer Vielfalt und Färbung spiegeln sie das Temperament und 
die Stimmung des Vernehmenden wider. Nicht immer w i rd dem Ange-
klagten dabei massiv „ins Gewissen geredet" und er „auf die erdrücken-
de Beweislage hingewiesen"14, so daß sich auch schon die Einstellung des 
Richters zur Anklage ablesen läßt. Doch einzelne Rügen wie „Herr Α., 
wo sind Sie an dem und dem Tag gewesen?" — „ In Berl in". — „Der und 
der Zeuge w i rd uns sagen, daß sie woanders gewesen sind", sind schon 
häufiger 15. 

Dem Zeugen, der seine Aussage macht, w i rd etwa bedeutet, daß in den 
Akten etwas ganz anderes steht. Dabei muß es nicht immer so weit kom-
men, daß der Vorsitzende, mit dem Finger in den Ermittlungsakten, den 
gesamten Akteninhalt abfragt.  Polizeiliche Vernehmungsprotokolle wer-
den jedoch mindestens dann vorgehalten, wenn sich Abweichungen ge-

1 0 Ohne daß damit schon eine Charakterisierung ihrer prozessualen Natur 
gegeben werden soll oder kann, wie Kleinknecht,  StPO, § 249 Anm. 5, und 
Sax,  KMR, § 249 Anm. 2 e u. 3 a, glauben. 

1 1 Vgl. Dahs, Hb, Rn. 427; Sarstedt,  Revision, S. 195; Gollwitzer,  LR, § 249 
Anm. 14 a. 

1 2 Und auch nicht gesondert rechtlich angesprochen werden. Vgl. dazu unten 
i m Text S. 71 f. und 107. 

1 3 Deutl ich Anraths,  S. 43: Der Angeklagte ist „ i m Wege des Vorhalts . . . 
zu vernehmen". 

1 4 Diese Verhaltensweise eines Vorsitzenden nahm der B G H in BGHSt 14, 
189 widerspruchslos hin. Scharf  dagegen Hanack,  JZ 1971, 170. 

1 5 Vgl. die Bispiele bei Stein,  Zur Justizreform (1907), S. 30, sowie die H in -
weise bei Breithaupt,  DRiZ 1962, 47 (48), und Dahs, GA 1973, 317 (318). 

2 Kuckuck 


